1. Anderung der Gestaltungsatzung zum Schutz
der historischen Altstadt

Im Bewusstsein ihrer Verpflichtung zur Erhaltung des historischen Altstadtkerns erlasst die
Grolde Kreisstadt Radolfzell aufgrund von § 74, 75 der Landesbauordnung (LBO) in der
aktuellen Fassung und § 4 der Gemeindeordnung fiir Baden-Wirttemberg (GemO) in der
aktuellen Fassung folgende 1. Anderung der Gestaltungssatzung gemaR Gemeinderats-
beschluss vom 16.04.2024.
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l. Teil:

§ 1

Ziel
und

Ziel und Geltungsbereich der Satzung

Ziel der Satzung

dieser Satzung ist, das historische Erscheinungsbild der Radolfzeller Altstadt zu erhalten
weiterzuentwickeln. Die fur das Altstadtbild charakteristischen, im Weiteren aufgefihrten

Merkmale, dirfen nicht beseitigt werden. Die konkreten Regelungen sollen die Erneuerung

und

die Modernisierung von Gebauden in der Altstadt unterstiitzen - auch unter

Berucksichtigung der Versorgungsfunktion und der Existenzsicherung von
Handwerksbetrieben.

Das historische Erscheinungsbild der Radolfzeller Altstadt ist gepragt

durch die Flhrung der Stralden.
durch die Platzrdume.

durch die Stellung der Gebaude zueinander sowie der Reihung der Gebaude an Strallen
und Platzen und in der Einordnung von markanten Einzelbauwerken.

durch freigehaltene wichtige Blickbeziehungen auf dominante Einzelgebaude (Tlrme,
Giebel, Mauern).

durch geschlossene Bauweise.

durch Kleingliedrigkeit der Stadtstruktur, die sich durch die Reihung von Einzelbaukor-
pern und unterschiedlichen Gebaudebreiten ergibt; auch bei einer Reihung bleiben die
Einzelbaukoper ablesbar. Die Gebaude unterscheiden sich bei der Gebaudeflucht durch
Gebaudevorspriinge, durch versetzte Traufhdhen, Giebelstellungen, unterschiedliche
Gesims-, Brustungs-, Sturz- und Traufhéhen sowie Dachneigungen und Dachformen.

durch Geschlossenheit der Dachlandschaft, welche durch die Einheitlichkeit der Formen
und Materialen bei der Gestaltung der Dacher entsteht.

Die Fassaden sind gepragt

durch Gebaudefronten als Lochfassaden mit i.d.R. stehenden Formaten.

durch Gliederung der Einzelgebaude, im Wesentlichen durch die axiale Anordnung der
Fenster; hierbei vergrofRern sich die Achsabstande mit den jeweils zunehmenden
Gebaudebreiten.

durch Reihung von stehenden, rechteckigen Einzelfenstern mit Sprossenteilung und
Fensterladen.

durch Form von vertikalen Gliederungen ortstypischer Aufzugsgauben, die die Trauflinie
unterbrechen oder bei mehrachsigen Gebauden in der Mittelachse angeordnet sind.

durch individuelle Besonderheiten an einzelnen Gebauden, wie z.B. Fachwerkgiebel, ho-
he Staffelgiebel, Ladenfronten, Eingange, Erker, vorkragende Tirme, Tir- und Fenster-
einrahmungen, rundbogige Tiren und Portale, Zwillingsfenster sowie Wandmalereien,
Wappen und Erinnerungssteine /-tafeln.



Die Fassaden sind gepragt

durch Gebaudefronten als Lochfassaden mit i.d.R. stehenden Formaten.

durch Gliederung der Einzelgebaude, im Wesentlichen durch die axiale Anordnung der
Fenster; hierbei vergrofRern sich die Achsabstande mit den jeweils zunehmenden
Gebaudebreiten.

durch Reihung von stehenden, rechteckigen Einzelfenstern mit Sprossenteilung und
Fensterladen.

durch Form von vertikalen Gliederungen ortstypischer Aufzugsgauben, die die Trauflinie
unterbrechen oder bei mehrachsigen Gebauden in der Mittelachse angeordnet sind.

durch individuelle Besonderheiten an einzelnen Gebauden, wie z.B. Fachwerkgiebel,
hohe Staffelgiebel, Ladenfronten, Eingange, Erker, vorkragende Tirme, Tar- und
Fenstereinrahmungen, rundbogige Tiren und Portale, Zwillingsfenster sowie
Wandmalereien, Wappen und Erinnerungssteine /-tafeln.

Es ist nicht die Intention der Satzung, dass neue Gebaude als Kopien historischer Gebaude
errichtet werden. Vielmehr lasst die Satzung auch Neubauten zu, bei denen in einem freien
und phantasievollen Umgang mit den, die Radolfzeller Altstadt bestimmenden historischen
Gestaltungselementen, eine durchaus zeitgemale Baugestalt erreicht werden kann.

§ 2 Geltungsbereich

(1)

(2)

3)

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten fur den gesamten Bereich des Altstadtkerns
von Radolfzell in der Gemarkung Radolfzell. Die genaue Abgrenzung ergibt sich aus
dem Ubersichtsplan, welcher Bestandteil dieser Satzung ist (Anlage 1 vom 12.02.2024).

Die Bestimmungen dieser Satzung sind nicht anzuwenden, soweit im Rahmen von
Bebauungsplanverfahren Satzungen mit davon abweichenden 6rtlichen Bauvorschriften
Uber die Gestaltung baulicher Anlagen nach § 74 LBO beschlossen wurden.

Unberthrt bleiben die Vorschriften des Denkmalschutzgesetzes und der Satzung gemaf
§ 19 DSchG vom 01.07.1992 zur Unterschutzstellung der Gesamtanlage ,Altstadtkern
Radolfzell“. Das heilt, alle Malknahmen an Gebauden und baulichen Anlagen, die Kul-
turdenkmale sind, sowie alle Malinahmen, die zu einer Veranderung an dem geschitz-
ten Erscheinungsbild der Gesamtanlage flhren, sind nach dem Denkmalschutzgesetz
Baden-Wdrttemberg zu beurteilen. Hierfur ist die rechtzeitige Kontaktaufnahme mit der
Unteren Denkmalbehdrde erforderlich.



Il. Teil Allgemeine Vorschriften

§ 3 Allgemeine Anforderungen an bauliche Anlagen

(1) Bauliche Anlagen, ihre Errichtung und Anderung sowie die Anbringung von Werbe-
anlagen mussen den Anforderungen dieser Satzung entsprechen

(2) Bauliche Anlagen sind auferlich so zu gestalten, dass ein bruchloser stadtebaulicher
und baulicher Zusammenhang mit dem historischen Gebaudebestand entsteht. Dies gilt
insbesondere hinsichtlich:

- der Stellung der Gebaude zueinander und zu den Straf3en und Platzen,
- der Grolle der Gebaude und des Wechsels in der Grofie benachbarter Gebaude,
- der Fassadengestaltung und der dabei angewandten maf3stablichen Gliederung,

- der Geschlossenheit, Mal3stablichkeit und Einheitlichkeit der Dachlandschaft.

lll. Teil: Einzelne Gestaltungsvorgaben

§ 4 Gebaudestellung

(1) Mehrere Einzelgebaude dirfen weder in der Fassade noch im Dach zusammengezogen
werden.

(2) Tritt an die Stelle mehrerer Gebaude ein Neubau, so ist die Gebaudefront entsprechend
der friheren Aufteilung bzw. des historischen GrundstiicksmaRstabs aufzugliedern.

§ 5 Fassadengliederung und -gestaltung

(1) Bei der Fassadengestaltung missen sich benachbarte Baukérper durch unterschiedli-
che Trauf- und Gesimshéhen sowie Bristungs- oder Sturzhéhen voneinander abheben,
ohne dass die Einheitlichkeit der Gestaltungselemente verloren geht.

(2) Als Fassadengrundform ist die Lochfassade mit stehenden rechteckigen Einzeloff-
nungen und geschlossenen Wandflachen beizubehalten bzw. wiederherzustellen.

(3) In der Erdgeschosszone sind ausnahmsweise auch gréRere und nicht rechteckige Ein-
zeldffnungen zuldssig, sofern sie sich zwischen Pfeilern befinden. Die Summe der
Pfeilerbreiten muss mindestens 1/5 der Fassadenbreite betragen.

(4) Vorhandene Fensterteilungen bei bestehenden Gebauden sind beizubehalten, wenn
diese ein historisches Vorbild darstellen. Die einzelnen Geschosse sollen mittels der
Offnungen in den Fassaden ablesbar sein.

(5) Offnungen, die die Gebaudeecke unterbrechen, sowie Arkaden und &hnliche
Fassadenrickspringe sind unzulassig.

(6) Vordacher sind an den Straflenfronten unzulassig:
- als Werbeanlage,

- in massiver, lichtundurchlassiger Bauweise.



(7)

Vordacher kénnen als Regenschutz in Form von transparenten Glasdachern, die vor
Auflenwanden montiert sind, zugelassen werden. Die Ausladungstiefe darf maximal
1,00 m nicht Gberschreiten.

Balkone und Erker sind unzulassig, wenn sie in den 6ffentlichen Verkehrsraum
hineinragen, es sei denn, es handelt sich um historische Bauteile.

§ 6 Farben und Materialien

(1)

(6)

Bei der Farbgebung hat der historische Befund Vorrang. Liegt kein historischer Befund
vor, so ist bei Farbgebungen an Neubauten oder nach Renovierungen vorhandener
Gebaude Riicksicht auf die Gesamtwirkung der Umgebung zu nehmen.

Baukdrper mussen farblich voneinander abgesetzt werden, so dass der Einzelhaus-
charakter erhalten bleibt.

Grelle und leuchtende Farben sowie glanzende Oberflachen sind unzulassig.

Die AuRenwande baulicher Anlagen sind zu verputzen. Ausnahmsweise kénnen
Sichtfachwerk, Sichtmauerwerk, Naturstein und Holzverkleidungen zugelassen werden.

Fassadenverkleidungen aus glatten, polierten, glanzenden und andere, dem Charakter
der historischen Materialien fremde Produkte — insbesondere Faserzement, Kunststoff,
Schiefer, Keramik und Mosaik —, diirfen nicht verwendet werden.

Der Einbau von Glasbausteinen ist unzulassig.

§ 7 Fenster und Fensterladen

(1)

(7)
(8)

Die Fensteréffnung ist als hochgestelltes Rechteck auszubilden (Hohe gréfler als
Breite). Fenster ab 0,90 m Breite missen mindestens zweiflliglig, mit symmetrischer
Aufteilung, ausgefiihrt werden. Zusatzlich kdnnen Oberlichte ausgeflihrt werden.

Im Regelfall sind Fenster und Fensterrahmen, bei Sprossenteilung auch Sprossen in
Holz auszubilden.

Fensteréffnungen sind mit Stein-, Putz- oder Holzleibungen abzusetzen.

Fenster sind in den Obergeschossen mit Wohnnutzung mit Fensterladen zu versehen.
Ausnahmsweise kann eine Befreiung erteilt werden, wenn zwischen den Fenstern nicht
ausreichend Platz vorhanden ist, sowie bei Neubauten.

Fensterladen sind aus Holz herzustellen.

Ausnahmsweise konnen Fensterladen, auch in anderen Materialien, wie Aluminium aus-
geflhrt werden, wenn das Erscheinungsbild des Fensterladens (Konstruktionsmerkmale,
Oberflache) einem traditionellen, deckend gestrichenen Holzladen entspricht.

Rolladenkasten dirfen auf3en nicht sichtbar sein.

Ausgenommen von den Regelungen der Absétze 1 bis 3 sind Schaufenster sowie
Fenster gastronomischer Einrichtungen im Erdgeschoss der Gebaude.



§ 8 Schaufenster und Fenster gastronomischer Einrichtungen

(1) Schaufenster und Fenster gastronomischer Einrichtungen durfen keine verspiegelten
oder farbigen Glasscheiben enthalten.

(2) Schaufenster und Fenster gastronomischer Einrichtungen sind der Malstablichkeit der
gesamten Fassade anzupassen. Sie miussen Bristungen oder Sockel enthalten. Schau-
fenster ohne Sockel durfen in der Breite max. 2,30 m betragen. Sie sind entsprechend
der Gestaltung der Obergeschosse mit deutlich ablesbaren Pfeilern zu gliedern. Zwi-
schen den Fenstern und Eingangstiren missen massive Pfeiler von mind. 38 cm Breite,
an Hausecken von mind. 60 cm Breite angeordnet werden. Eine Aneinanderreihung von
Schaufenstern und Fenstern gastronomischer Einrichtungen sind ausnahmsweise
zulassig, wenn diese durch Pfeiler mit einer Mindestbreite von 17 cm deutlich vertikal
gegliedert werden. Entsprechend § 5 (3) muss die Summe der Pfeilerbreiten mindestens
1/5 der Fassadenbreite betragen.

§ 9 Markisen

(1) Markisen durfen die gestalterische Einheit der Fassade nicht stéren und Gestaltungs-
elemente, wie Portale und Inschriften, nicht Uberdecken oder in ihrer Wirkung beein-
trachtigen. Sie missen in ihren Einzellangen auf die Fassadengliederung abgestimmt
sein, d.h. Uber die Fassaden durchlaufende Markisen sind unzulassig. An schmalen
Hausern mit einer Fassadenlange von 4,50 m oder kleiner kdnnen Markisen, die Uber
die Fassade bis zu den Innenfluchten der Eckpfeiler durchlaufen, ausnahmsweise
zugelassen werden.

(2) Markisen sind nur an Schaufenstern und Fenstern gastronomischer Einrichtungen
zulassig. Sie missen beweglich ausgebildet werden.

(3) Markisen in glanzenden und grellen Farben sowie mit Mustern und Schriftziigen sind
unzulassig. Markisen sind in ihrer Farbgebung auf die Fassade abzustimmen.

(4) Markisen in Korb- oder Tonnenform sind unzulassig.

§ 10 AuBenantennen, Satellitenempfangsanlagen, Funkmasten und
Mobilfunkantennen

(1) AuRenantennen, Satellitenempfangsanlagen und Funkmasten sind auf den, vom
offentlichen Verkehrsraum aus nicht einsehbaren Dachflachen und Fassaden zu
errichten.

(2) Mobilfunkeinrichtungen sind insbesondere wegen der optischen Beeintrachtigung als
Aufienanlagen unzulassig.

§ 11 Anlagen zur Nutzung von solarer Energie

(1) Die Zulassigkeit von Anlagen zur photovoltaischen und thermischen Solarnutzung als
integrierte Dacheindeckung oder als Dachaufbau (im Folgenden als Solaranlagen
betitelt) richtet sich nach den Vorgaben des Solarkatasters der Stadt Radolfzell vom Juli
2023 (Anlage 2)

(2) Solaranlagen auf den im Solarkataster griin gekennzeichneten Dachflachen (Anlage 2)
sind allgemein zuldssig. Folgende Punkte sind einzuhalten:



(4)

durch eine Solaranlage darf das Dach nicht fremdartig Gberformt werden; aufgesetzte
Solarelemente halten so viel Abstand von den Dachkanten, dass das Dach in seiner
Kontur noch deutlich ablesbar bleibt (i.d.R.in der Regel 2- bis 3 Ziegelreihen).

die Solaranlage wird moéglichst flachenhaft angebracht und nicht als ,Briefmarken® Gber
die Dachflache verteilt.

die Module und der Rahmen einer Solaranlage sind matt und monochrom ausgeftihrt.

Solaranlagen auf den im Solarkataster grau gekennzeichneten Dachflachen (Anlage 2)
sind im Einzelfall zuldssig. Hierflr ist ein detailliertes Gestaltungskonzept einzureichen,
das die Erheblichkeit der Beeintrachtigung des geschutzten StralRen-, Platz- und Ortsbil-
des gem. § 19 DSchG so weit mindert, dass eine Genehmigungsfahigkeit erreicht wird.

Solarzellen kleiner Plug-In-Kraftwerke, die direkt an der Steckdose angeschlossen
werden (sog. ,Balkonkraftwerke®), sind auf Balkonen, Hauserfassaden und auf Dachern
allgemein zulassig, sofern diese vom 6ffentlichen Verkehrsraum nicht einsehbar sind.

§ 12 Dachlandschaft — Dachgestaltung

Bauliche Vorhaben dirfen die Dachlandschaft in ihrer Einheitlichkeit, Lebendigkeit und Ge-
schlossenheit in Bezug auf Dachformen, mafistébliche Gliederung, Material und Farbigkeit
nicht beeintrachtigen.

(1)
(2)

Als Dachform sind steile Satteldacher > 48° Dachneigung mit mittigem First zulassig.
Ausnahmsweise sind auch Walm-, Kriippelwalm oder Mansarddacher zulassig.

Flachdacher sind nur dann ausnahmsweise zulassig, wenn sie sich dem Hauptdach
unterordnen und vom o6ffentlichen StraRenraum aus nicht sichtbar sind.

Die Dachdeckung einschlief3lich der Dachaufbauten hat sich in Form, Werkstoff und
Farbe den historischen Deckungsarten anzupassen.

Je nach in der Umgebung vorherrschender Art, sind Biberschwanz-, Ménch- und
Nonnendeckung oder Pfannenziegel anzuwenden.

Dacheindeckungen aus Kunststoff, Blech oder anderen Werkstoffen sind nicht zulassig.
Ausnahmsweise ist flr untergeordnete Bauteile die Verwendung von Kupfer und Glas
und Schiefer zulassig.

Es ist naturrotes oder gedampftes kleinformatiges Ton-Ziegelmaterial zu verwenden.
Glanzende oder glasierte Dachziegel sind unzulassig.

Dachuberstande sind zu erhalten und bei Neubauten in Anlehnung an die historischen
Formen der Umgebung auszubilden. Der Dachliberstand darf am Ortgang sowie an der
Traufe maximal 50 cm betragen.

§ 13 Dachaufbauten

(1)
(2)

(3)

Die Summe der Dachaufbauten darf maximal 55 % der Dachlange betragen.

In zweiter Reihe missen sie sich gestalterisch der 1. Reihe unterordnen. lhre
Gesamtlange darf max. 1/3 der Dachlange betragen.

a) lhr Abstand von Ortgang und Giebel muss mindestens 1,00 m  betragen.



b) Der Abstand dieser Bauteile untereinander muss mindestens 80 cm betragen.
c) Der Abstand zum First muss mindestens 35 cm (2 Ziegelreihen betragen).

(4) Dachaufbauten und ihre Dacher missen in das Hauptdach eingebunden werden. Sie
durfen kein zum Hauptdach gegenlaufiges Gefélle haben.

(5) Dachgauben sind nur in Form von Schleppgauben zulassig.

(6) Ausnahmsweise kdnnen Giebel-, Walm- bzw. Krippelwalmdach-, Fledermaus- sowie
Flachdachgauben zugelassen werden.

(7) Die Breite einer Einzelgaube darf Uber alles gemessen im Auf3enmaf? 1,60 m nicht
uberschreiten.

(8) Ausnahmsweise kdnnen Gauben bis zu einer Breite von 3,00 m, allerdings nicht breiter
als ein Drittel der Dachbreite, zugelassen werden.

(9) Dachuberstande von Gauben mussen 0,50 cm hinter die Traufe des Hauptdaches
zurlickspringen

(10) Die Dacheindeckung der Gauben ist mit dem gleichen Werkstoff und in gleicher Art und
Farbe wie das Hauptdach vorzunehmen. Seitenflachen sind im Farbton der umgeben-
den Dachflache anzupassen. Ausnahmsweise kdnnen Dachaufbauten in einer Tiefe von
max. 1,50 m eine Dachdeckung aus Blech oder Schiefer bei Mansarddachern erhalten.
Die Seitenwangen von Dachgauben kdnnen ausnahmsweise in Glas ausgefuhrt werden.

(11) Ausnahmen sind zulassig, wenn am Gebaude historisch andere Gestaltungsformen
bestehen.

(12) Orttypische Aufzugsgauben sind bei Modernisierungen oder Neubauten beizubehalten
bzw. neu zu errichten. Die Traufe kann an dieser Stelle unterbrochen werden.

(13) Im Falle von mehreren Gauben missen diese gestalterisch einheitlich ausgebildet
werden.

(14) Dacheinschnitte, Dachterrassen, liegende Dachfenster und Glasdachflachen sind nur
auf Dachflachen zulassig, die vom 6ffentlichen Verkehrsraum aus nicht einsehbar sind.
Ihr Verhaltnis zur Dachflache darf 1:10 nicht Gberschreiten. An anderer Stelle konnen
aus Griinden des Brandschutzes (2. Rettungsweg) oder als Ausstieg zum Kaminfegen.
Dachflachenfenster oder Dachaustritte mit einer Flache von max. 1,10 m? zugelassen
werden.



§ 14 Gestaltung von Werbeanlagen und Automaten

(1) Werbeanlagen sind so zu errichten, anzuordnen, zu gestalten und zu unterhalten, dass
sie sich nach Form, Maf3stab, Werkstoff, Farbe und Gliederung in das Erscheinungsbild
der baulichen Anlage, mit der sie verbunden sind, sowie der sie umgebenden baulichen
Anlagen und dem stadtebaulichen Charakter des sie umgebenden 6ffentlichen Raumes
einflgen.

(2) Die Vorschriften dieser Satzung gelten auch fur serienmafig hergestellte Firmenwer-
bung einschlieflich registrierter Waren- und Firmenzeichen.

(3) Werbeanlagen dirfen nur an der Stéatte der Leistung und an Gebauden sowie auf den,
den Geschéftsstrallen zugewandten Seiten der Gebdude angebracht werden.

(4) Werbeanlagen dirfen fassadengliedernde Elemente und architektonische Details nicht
Uberdecken oder in unzuldssiger Weise beeintrachtigen.

(5) Die Werbeanlagen sind auf die Erdgeschosszone beschrankt. Wenn sie dort nicht ange-
bracht werden kénnen, sind sie ausnahmsweise unterhalb der Bristungsoberkante im
1. Obergeschoss zulassig.

(6) Fenster in den Obergeschossen durfen nicht fir Ausstellungs- oder Werbezwecke
verwendet werden.

(7) An den einzelnen Gebaudeseiten ist je Geschaft, Behdrde, Dienstleistungsbetrieb usw.
nur eine Werbeanlage zulassig.

(8) Eine Werbeanlage kann aus mehreren Teilen bestehen, wenn sie einheitlich gestaltet
ist.

(9) Eine Werbeanlage darf sich nicht auf mehr als ein Gebaude erstrecken.

(10) Grelle und fluoreszierende Farbgebung von Werbeanlagen sind unzulassig.

(11) In der Regel sollen nicht mehr als zwei Schriftarten und 2 Farben verwendet werden.
(12) Unzulassig sind andere als horizontale angeordnete Schriftarten.

(13) Werbeanlagen sind nur zuldssig als Bemalungen und Beschriftungen, aus plastischen
Einzelelementen (Buchstaben, Zeichen), bestehende Anlagen, Auslegern oder tafel-
formige Anlagen.

(14) Werbung mit Kastenkorpern ist unzulassig.

(15) Werbeanlagen mussen von Geschossgesimsen einen Abstand von mindestens 10 cm,
von Gebaudekanten einen Abstand von mindestens 20 cm einhalten.

§ 15 GroRe von Werbeanlagen

(1) Beschriftung und Bemalung von Schaufenstern, Fenstern gastronomischer Einrichtun-
gen sowie sonstiger Fenster oder Turen durfen hdchstens 20 % des jeweiligen Bauteils
Uberdecken.

(2) Bandartige Werbeanlagen einschliefl3lich Schriften, Zeichen und Symbolen sowie Werbe-
tafeln dirfen nicht breiter als 50 cm und nicht langer als 3,00 m sein.



(3) Ausnahmsweise kann bei Gebaudebreiten von Gber 12,50 m die Grofe von Werbean-
lagen und Tafeln auf 55 cm H6he und ihre Lange auf maximal ein Viertel der Fassaden-
breite und zusatzlich die Lange von Schriften aus Einzelbuchstaben auf maximal ein
Drittel der Fassadenbreite vergroRert werden. Dies gilt auch bei Anbringung mehrerer
Werbeanlagen an einer Gebaudeseite.

(4) Als Ausleger ausgefuhrte Werbeanlagen sind bis zu einer Ausladung von 1,00 m und
einer Ansichtsflache von 0,5 m? zulassig.

§ 16 Beleuchtung von Werbeanlagen

(1) Eine Beleuchtung der Werbeanlagen mit Wechselschaltung, bewegtem Licht sowie
Lauf-, Wechsel- oder Blinkschaltung ist unzulassig.

(2) Werbeanlagen dirfen nicht selbstleuchtend sein. Sie dirfen nur indirekt mit weilem
abgedecktem Licht angestrahlt werden.

(3) Es durfen nur Schrift, Zeichen und Symbole, nicht aber der Schriftgrund mit verdeckter
weilder Lichtquelle hinterleuchtet sein. Bei einzeln angebrachten Buchstaben ist auch
eine nach hinten abstrahlende Beleuchtung (Schattenschrift) zulassig. Durchleuchtete
Glastransparente sind nicht zulassig.

. Teil Verfahrensvorschriften

§ 17 Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen

Fiar Abweichungen, Ausnahmen, Befreiungen gelten die Voraussetzungen des § 56 Landes-
bauordnung (LBO). Zustandig zur Erteilung von Befreiungen, fir Abweichungen und Ausnah-
men ist die Baurechtsbehdrde.

§ 18 Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen die Regelungen dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten im
Sinne von § 75 Abs. 3 LBO. Sie kdnnen gemal § 75 Abs. 4 LBO mit einer Geldbulie
geahndet werden.

§ 19 Hinweise zum Brandschutz

(1) Seitens der Feuerwehr wird bzgl. von Markisen darauf hingewiesen, dass diese auch im
ausgefahrenen Zustand die Durchfahrtsbreite flir Feuerwehrfahrzeuge von 3,5 m nicht
einschranken durfen.

(2) Seitens der Feuerwehr wird bzgl. Solaranlagen darauf hingewiesen, dass ein wesentli-
cher Bestandteil des Brandschutzes die Verhinderung einer Brandausbreitung durch
Brandabschnittstrennung ist. Da diese erfahrungsgemal in historischen Altstadten
schwach ausgepragt ist, dirfen Solaranlagen auf keinen Fall Gber mehrere Brandab-
schnitte bzw. Gber mehrere Gebaude geflihrt werden.

(3) Bezlglich Solaranlagen wird zudem auf das jeweils aktuelle Merkblatt PV der Landes-
stelle flir Bautechnik des Landes Baden-Wirttemberg verwiesen.



§ 20 Bestandteile der Satzung

Die 1. Anderung der Gestaltungssatzung besteht aus folgenden Anlagen:

e  Satzungstext vom 23.10.2023

e Lageplan vom 06.02.2024 mit der Darstellung des Geltungsbereiches der Satzung
e Begriindung zur 1. Anderung der Gestaltungssatzung

e  Synopse Gestaltungssatzung von 2013 und 2023

e  Solarkataster vom Juli 2023

§ 21 Inkrafttreten

Diese Satzung mit Lageplan tritt am Tag der 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Radolfzell am Bodensee, den 30.04.2024

gez. Simon Groger
Oberblrgermeister

Hinweis

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fur
Baden-Wirttemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder
elektronisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegentber der
Stadt Radolfzell am Bodensee geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die
Verletzung begriinden soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften Uber die
Offentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt
worden sind.



I15_13, Grenze des raumlichen Geltungsbereiches der

I Gestaltungssatzung gemaf § 78 LBO
[—] -l (geman § 9 Abs.7 BauGB)

14. Regelungen fiir die Stadterhaltung und fiir den Denkmalschutz
(§ 5 Abs.4, § 9 Abs.6, § 172 Abs.1 BauGB)

14.2.  Umgrenzung der Altdtadt - Gesamtanlage (Ensembles),
die dem Denkmalschutz unterliegen
(gemal § 5 Abs.4, § 9 Abs.6 BauGB)

14.3. Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale), die dem
D Denkmalschutz unterliegen

(§ 5 Abs.4, § 9 Abs.6 BauGB)

a Kleinanlage / Bauteil, das dem Denkmalschutz unterliegt

\ Stadtmauer

Ty

Grof3e Kreisstadt

St

. Aktenzeichen
Geltungsbereich der Gestaltungsatzung

zum Schutz der historischen Altstadt MaBstab unmaBstablich
Datum 06.02.2024
Anderung
Gezeichnet Gepriift Anderung
G Blatt 1 Blattgrésse Anderung

Fachbereich Stadtplanung und Baurecht (AU,

Abteilung Stadtplanung "
Marktplatz 3 | 78315 Radolfzell Andening
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_egende

[ [ Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches
L I der Gestaltungssatzung § 74 LBO

Geltungsbereich Gesamtanlage § 19 DSchG

Dachflachen auf denen eine Solarenergie-
nutzung gemal § 2 und § 19 DSchG nach
den allg. Gestaltungskriterien zulassig ist.

Dachflachen auf denen im Einzelfall eine
Solarenergienutzung gemals § 2 und § 19
DSchG nach dem Gestaltungsleitfaden
zulassig ist. (Detailliertes Gestaltungskon-
zept und Abstimmung mit der Unteren Denk-
malschutzbehérde)

S Stadtbaustein




	Gestaltungssatzung - 1. Änderung der Gestaltungssatzung zum Schutz der historischen Altstadt
	§ 1 Ziel der Satzung
	§ 2 Geltungsbereich
	§ 3 Allgemeine Anforderungen an bauliche Anlagen
	§ 4 Gebäudestellung
	§ 5 Fassadengliederung und -gestaltung
	§ 6 Farben und Materialien
	§ 7 Fenster und Fensterläden
	§ 8 Schaufenster und Fenster gastronomischer Einrichtungen
	§ 9 Markisen
	§ 10 Außenantennen, Satellitenempfangsanlagen, Funkmasten und Mobilfunkantennen
	§ 11 Anlagen zur Nutzung von solarer Energie
	§ 12 Dachlandschaft – Dachgestaltung
	§ 13 Dachaufbauten
	§ 14 Gestaltung von Werbeanlagen und Automaten
	§ 15 Größe von Werbeanlagen
	§ 16 Beleuchtung von Werbeanlagen
	§ 17 Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen
	§ 18 Ordnungswidrigkeiten
	§ 19 Hinweise zum Brandschutz
	§ 20 Bestandteile der Satzung

	Geltungsbereich_Gestaltungssatzung
	Pläne und Ansichten
	DIN A2-Q


	Plan_Solarkataster_klein
	Plan_Solarkataster_Legende

